
Nach mehreren Anpassungen wurde 
im Rat der Europäischen Union Ei-
nigung über die sogenannte „Fas-
ter“-Richtlinie – „Faster and Safer 
Relief of Excess Withholding Ta-
xes“ – erzielt. Ziel der Richtlinie ist 
es, die Effizienz und Sicherheit der 
Quellensteuerverfahren in der EU 
zu erhöhen. Es wird jedoch Jahre 
dauern, bis Investoren die Vorteile 
zu spüren bekommen. Denn die 
Vorgaben der Richtlinie sind erst ab 
dem 1. Januar 2030 anwendbar. Ge-
genwärtig dauern Erstattungen 
mehr als 615 Tage. Der Hauptgrund 
für Auseinandersetzungen zwischen 
Steuerzahlern und Mitgliedstaaten 
liegt in der Zuordnung des wirt-
schaftlichen Eigentums der Aktien. 
Hier setzt Faster an.

Die Richtlinie sieht erstens eine stan-
dardisierte digitale Ansässigkeitsbe-
scheinigung vor. Zweitens sollen in 
einem nationalen Register zertifizier-
te Finanzintermediäre die An-
spruchsberechtigung von Anlegern 
überprüfen. Leider bleibt es den Mit-
gliedstaaten unbenommen, die Aus-
zahlung im Rahmen einer Steuerprü-
fung in die Länge zu ziehen. Aus 
deutscher Sicht ist fraglich, ob die ge-
planten Änderungen weitere Büro-
kratiekosten auslösen. Die jüngste 
Systemänderung durch das Abzugs-
teuerentlastungsmodernisierungsge-
setz ist noch nicht verdaut. Das Mot-
to kann nur sein: keine weitere Ver-
komplizierung, aber Effizienz bei der 
Erstattung.

Votum

Endlich 
effizientere 

Erstattungen
Eine EU-Richtlinie 

beendet den Streit um 
die Quellensteuer.

Paris. In den OECD-Ländern haben die ho-
hen Inflationsraten der letzten zwei Jahre 
Steuern und Abgaben auf Arbeit 2023 nach 
oben getrieben. In den meisten OECD-Län-
dern sind die effektiven Steuersätze auf Ar-
beitseinkommen gestiegen, so die OECD-
Studie Taxing Wages 2024. In 21 von 38 
OECD-Ländern ging gemessen am Netto-
einkommen Alleinstehender dadurch der 
Durchschnittsverdienst zurück. Grund da-
für war in den meisten Ländern die Zunah-
me der Einkommensteuer auf Arbeitslohn. 

Durch das Verharren der Inflation auf 
historisch hohem Niveau gingen die Real-
löhne in 18 OECD-Ländern zurück, obwohl 
die Nominallöhne in 37 OECD-Ländern 
stiegen. Eine hohe Inflation führt tenden-

ziell zu einer stärkeren Besteuerung der Be-
schäftigten, da der Steuersatz mit höherem 
Einkommen steigt und die meisten Steuer-
systeme keine automatische Inflationsan-
passung vorsehen. Zudem verlieren Trans-
ferleistungen und Steuererleichterungen an 
Kaufkraft. Im Fokus bei der Untersuchung 
stand der länderübergreifende Vergleich des 
Steuerkeils. Dieser wird definiert als die 
Summe der arbeitgeber- und arbeitnehmer-
seitigen Steuern und Abgaben auf Erwerbs-
arbeit abzüglich erhaltener Familienleistun-
gen in Prozent der Gesamtarbeitskosten. 
Untersucht wurden acht Haushaltstypen, 
die Unterschiede im Hinblick auf Einkom-
mensniveau und Zusammensetzung auf-
wiesen. Michael Stahlschmidt

Lohnsteuer 

Steuern und Abgaben gestiegen
OECD-Studie liefert Datengrundlage. 

Münster. Das Finanzgericht Münster (FG) 
hat aktuell entschieden, dass die im Jahr 
2022 an Arbeitnehmer ausgezahlte Ener-
giepreispauschale zu den steuerbaren Ein-
künften aus nichtselbstständiger Arbeit ge-
hört. Die entsprechende Vorschrift, die dies 
anordnet, ist nicht verfassungswidrig. Im 
Jahr 2022 erhielt der Kläger von seinem Ar-
beitgeber die Energiepreispauschale in Höhe 
von 300 Euro ausgezahlt.

 Im Einkommensteuerbescheid für 2022 
berücksichtigte das Finanzamt diese als 
steuerpflichtigen Arbeitslohn. Im Ein-
spruchsverfahren trug der Kläger vor, dass 
es sich um eine Subvention des Staates han-
dele, die in keinem Veranlassungszusam-
menhang zu seinem Arbeitsverhältnis stehe. 

Der Arbeitgeber sei lediglich Erfüllungsge-
hilfe des Staates. Das FG sieht keine Not-
wendigkeit des Veranlassungszusammen-
hangs zwischen der Energiepreispauschale 
und der Arbeitsleistung. Das Gesetz ordnet 
die Energiepreispauschale konstitutiv den 
Einkünften aus nichtselbstständiger Arbeit 
zu. Der Bundesgesetzgeber sei für die Ener-
giesteuer zuständig gewesen, da ihm die 
Einkommensteuer zufließe. Keinesfalls fol-
ge aus der Verfassung, dass der Staat nur das 
„Markteinkommen“ besteuern dürfe. 

Das FG ließ die Revision zum Bundes-
finanzhof zu. Sowohl aus Sicht des Steuer-
pflichtigen als auch aus Sicht des Finanzam-
tes handelt es sich um ein Musterverfahren. 
Michael Stahlschmidt

Energiekosten

Energiepreispauschale ist steuerbar
Es bestehen keine verfassungsmäßigen Bedenken. 

Shoppingtour: 
  Ein zügiger 

Abschluss des 
Vorhabens ist 

von allgemeinem 
Interesse.

im
ag

o 
im

ag
es

/W
es

te
nd

61

G
ra

nt
 T

ho
rn

to
n 

A
G

/M
ic

ha
el

 W
ol

f

Nils Bleckmann ist Partner bei der WTS GmbH und Autor 
bei der Fachzeitschrift „Betriebs-Berater“. Dieser Artikel 
stammt aus der Kooperation zwischen dem Handelsblatt 
und der Fachzeitschrift „Der Steuerberater“.

Nils Bleckmann Frankfurt

I
m Dezember 2022 wurden auf Ebene 
der EU die Vorschläge für eine umfas-
sende Anpassung des Mehrwertsteuer-
rechts vorgestellt. Unter dem Titel „VAT 
in the Digital Age“, also „Mehrwertsteu-

er im digitalen Zeitalter“, kurz als ViDA be-
zeichnet, sollen steuerliche Pflichten für 
Umsätze im EU-Ausland reduziert werden 
und es soll eine umfassende Digitalisierung 
der Rechnungsstellung erfolgen und ein 
elektronisches Meldeverfahren für grenz-
überschreitende Umsätze etabliert werden.

Die letzte Säule der geplanten Gesetzes-
anpassung ist eine erweiterte Einbeziehung 
von Online-Marktplätzen bei kurzfristigen 
Beherbergungsleistungen und Personenbe-
förderungen in die Steuererhebung. Exem-
plarisch für diesen Regelungskomplex stellt 
die EU-Kommission klar, dass die Regeln 
dazu dienen, gleiche Wettbewerbsbedin-
gungen zu schaffen und das Leben der klei-
nen und mittelständischen Unternehmen zu 
vereinfachen.

Die in der Folge am häufigsten diskutier-
ten Punkte, und dies sowohl aufseiten der 
Wirtschaft als auch der Steuerverwaltungen, 
stellten dabei die Einführung der elektroni-
schen Rechnung sowie die Einführung der 
elektronischen Meldepflichten dar. Unter 
anderem wurde vorgebracht, dass die extre-
me Verkürzung der Rechnungsstellungsfris-

ten auf zwei Arbeitstage nach Abwicklung 
des Geschäfts schlichtweg nicht realisierbar 
ist. Aus deutscher Sicht hätte dies im Ex-
tremfall eine Reduzierung um 43 Tage be-
deutet. Die nach den Vorschlägen auch für 
den Käufer geltenden Meldepflichten wären 
innerhalb von vier Tagen nach Abwicklung 
des Geschäfts zu erfüllen gewesen.

Die verstrichene Zeit wurde jedoch für 
eine Anpassung der ursprünglichen Vor-
schläge genutzt, um eine größere Akzep-
tanz bei den letztlich hiervon Betroffenen, 
den Unternehmen, zu erreichen. Grund-
sätzlich soll die Rechnungsstellung nunmehr 
innerhalb von zehn Tagen erfolgen, und et-
waige Meldepflichten des Käufers sollen bis 
zum fünften Tag nach Erhalt einer entspre-
chenden Rechnung zu erledigen sein.

Vor dem Hintergrund dieser Kompro-
misse tagte am 14. Mai 2024 der Ecofin-Rat. 
Die erforderliche Einstimmigkeit zum Be-
schluss der Gesetzesinitiative scheiterte aber 
letztlich an Estland, das die Zustimmung le-
diglich aufgrund der geplanten Einbezie-
hung von Plattformbetreibern bei kurzfris-
tigen Beherbergungsleistungen und Perso-
nenbeförderungen verweigerte. Der 
estnische Finanzminister begründete das 
Veto mit den Worten: „Wir können einer 
solchen Lösung nicht zustimmen; sie macht 
das Steuersystem in keiner Weise gerechter, 
sondern bringt mehr Ungerechtigkeit.“ Das 
Ringen um einen konsensfähigen Gesetzes-

text geht somit weiter. Der vermeintlich ein-
fachste Weg, das gesamte Gesetzgebungs-
vorhaben in eigenständige Pakete zu unter-
teilen und somit die umstrittenen 
Regelungen im Bereich der kurzfristigen Be-
herbergungsleistungen und Personenbeför-
derungen herauszulösen, scheint derzeit 
nicht geplant. Allerdings soll auf der nächs-
ten Ecofin-Sitzung am 21. Juni 2024 erneut 
über die gegebenenfalls angepassten ViDA-
Entwürfe abgestimmt werden.

Ein zügiger Abschluss des Gesetzge-
bungsverfahrens sollte dabei von allgemei-
nem Interesse sein. Zum einen werden Un-
ternehmen und Steuerverwaltungen Vor-
laufzeit benötigen, um die erforderliche 
Infrastruktur für die beabsichtigte Digitali-
sierung zu schaffen. Zum anderen verspre-
chen die weiteren Maßnahmen unter ViDA 
auch eine Reduzierung der Befolgungskos-
ten für grenzüberschreitend tätige Unter-
nehmen. Bereits aufgrund der aktuellen 
Verfahrensdauer wurde die avisierte Einfüh-
rung derartiger Maßnahmen vom 1. Januar 
2025 auf den 1. Juli 2027 verschoben.

Europäisches Mehrwertsteuerrecht

EU-Länder verfehlen Einigung
Die Anpassung des europäischen Mehrwertsteuerrechts verzögert sich weiter.
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